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PROTOKOLL BEZÜGLICH DER HONORARLIQUIDIERUNG ZU GUNSTEN DER AMTSVERTEIDIGER, 

WELCHE FÜR UNAUFFINDBAR ERKLÄRTE PERSONEN VERTRETEN, SOWIE VON 

VERTRAUENSVERTEIDIGERN, WELCHE PERSONEN VERTRETEN, DIE ZUR PROZESSKOSTENHILFE 

ZUGELASSEN SIND.  

 

GRUNDPRINZIPIEN 

 

Das gegenständliche Protokoll verfolgt nachstehende Ziele betreffend die Tätigkeiten in 

Zusammenhang mit der Honorarliquidierung zu Gunsten von Verteidigern, welche 

einkommensschwache Bürger, die  zur Verteidigung auf Staatskosten zugelassen sind, vertreten,  

sowie von Verteidigern von nicht auffindbaren Personen, immer auf Grundlage der Rechtsquellen,  

die diese Tätigkeiten regeln (DPR 30.5.2002 Nr. 115 und Ministerialdekret Nr. 55/2014):  

 Standardisierung der verwendeten Formulare; 

 Interne(Richter) und externe(Verteidiger) Übereinkunft bezüglich der allgemeinen Kriterien, 

die bei der Quantifizierung der Honorare angewendet werden sollen, mit dem Ziel,  

unterschiedliche Honorarfestsetzungen bei gleichartiger Verteidigungstätigkeit innerhalb 

einer Abteilung zu vermeiden; 

 Reduzierung der Anzahl von Widersprüchen; 

 Vereinfachung der mit dem Dienst zusammenhängenden Obliegenheiten zu Lasten der 

Kanzleien (insbesondere Verringerung der Anzahl der Zustellungen durch Verlesung von 

Verfügungen in der Verhandlung);  
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 Verringerung der Bearbeitungszeit zwischen Antragstellung, Ausstellung des Zahlungsdekrets 

und der effektiven Auszahlung des Guthabens an den Verteidiger/Anspruchsberechtigten; 

 Verringerung der allgemeinen Spesen zu Lasten der Verwaltung (Kopien, Zustellungen, 

Verschiedene);  

Die Parteien teilen die vorgenannten allgemeinen Prinzipien und sind sich einig, dass es notwendig 

ist, neue Dienstleistungsverfahren einzuführen, durch welche eine Verringerung der Obliegenheiten 

der Kanzleien, der Bearbeitungszeit und der allgemeinen Kosten erreicht werden soll. 

Somit wird vereinbart, dass die Liquidierungsanträge in der Regel innerhalb von zwei Wochen ab 

Abhaltung derjenigen Verhandlung, die den jeweiligen Verfahrensabschnitt abschließt, hinterlegt 

werden müssen. Der Richter befindet über die genannten Anträge in der Regel innerhalb von 60 

Tagen ab Hinterlegung des Antrags.  

Für jene Fälle, welche nicht der beiliegenden standardisierten Aufstellung eingeordnet werden 

können, muss der von gegenständlicher Vereinbarung abweichende Liquidierungsantrag eigens vom 

für das Verfahren zuständigen Richter  behandelt werden. In diesen Fällen muss der antragstellende 

Verteidiger die Besonderheiten aufzeigen (bezüglich Arbeitsaufwand, Komplexität des Falls, 

besondere Schwere der Anklage etc.), die den Antrag auf eine höhere Liquidierung rechtfertigen als 

diejenige, die in den beiliegenden Aufstellungen vorgesehen ist. 

Das Recht auf die Liquidierung steht auch dem Verteidiger zu, der als Vertreter im Sinne des Art. 97, 

Absatz 4 StPO ernannt wurde und der auf Grund dieses Titels auch den Vertrauensverteidiger ersetzt 

(vgl. zu diesem Punkt Kassationsgerichtshof, 4. Sektion Nr.  17721 vom 10.4.2008).  

Der Richter kann auf informellem Wege durch die Gerichtskanzlei, auch mittels Fax, anfordern, dass 

Anträge, bei denen die erforderlichen Unterlagen vollständig oder teilweise fehlen, ergänzt werden.  

Die Ergänzung der Unterlagen oder Nachrichten muss innerhalb von 60 Tagen ab dieser Mitteilung 

erfolgen. In Ermangelung wird der Antrag abgelehnt.  

 

ANTRAG AUF ZULASSUNG ZUR PROZESSKOSTENHILFE  

Was den Inhalt der Anträge auf Zulassung zur Vergünstigung sowie die diesbezüglichen Modalitäten 

der Antragstellung betrifft, wird auf die entsprechende Gesetzgebung verwiesen.  

Dennoch wird darauf hingewiesen, dass es für die Zulassung ausreichend ist, die Ersatzerklärung 

anstelle der Bescheinigung ex Art. 79, Absatz 1 Buchstabe c) D.P.R. /2002 zu hinterlegen, wobei das 

Einkommen der letzten Steuerperiode anzugeben ist. Der beauftragte Richter kann dennoch die 
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Vorlage der Unterlagen verlangen, welche die Richtigkeit der Angaben laut Art. 79 Abs. 3 des D.P.R. 

115/2002 belegen.  

Um die Obliegenheiten für die Kanzlei zu erleichtern und die Zustellung von Zulassungs- und 

Ablehnungsdekreten zu beschleunigen, muss der Antrag, wenn möglich, die Wahl des Domizils ad 

hoc in der Kanzlei des Verteidigers enthalten, und demnach dessen PEC-Adresse und Faxnummer.  

Es wird vereinbart, dass für den Antrag auf Zulassung zur Prozesskostenhilfe das dem 

gegenständlichen Protokoll beigeschlossene Formular zu verwenden ist.  

 

ANTRAG AUF LIQUIDIERUNG  

Der Verteidiger hinterlegt den Antrag auf Liquidierung des Honorars in der Regel innerhalb von 15 

Tagen ab Ende des einzelnen Verfahrensabschnitts (normalerweise Zustellung der Benachrichtigung 

ex Art. 415 bis StPO in der Phase der Vorerhebungen, der Vorverhandlung in der 

Vorverhandlungsphase und mit der Diskussionsverhandlung samt Urteilsverlesung in der 

Hauptverhandlungsphase). 

Der Richter entscheidet in der Regel innerhalb von 60 Tagen ab Hinterlegung des Antrags über 

denselben.  

Es wird vereinbart,  für den Liquidierungsantrag die dem gegenständlichen Protokoll beigeschlossene 

Vorlage zu verwenden. Der Antrag muss die Kontaktdaten des Rechtsanwalts, einschließlich dessen 

PEC-Adresse, enthalten.  

Dem Liquidierungsantrag müssen folgende Unterlagen beigelegt sein:  

1) das Zulassungsdekret der Prozesskostenhilfe (falls die Partei zugelassen wurde) 

2) der Anklagesatz (Kopie der Ladung zum Hauptverfahren)  

3) SIAM-Formular  

4) Gemäß der Vorgaben des gegenständlichen Protokolls ausgestellte Kostennote 

5) Unterlagen, welche die Unauffindbarkeit des Verdächtigen/Beschuldigten oder den Versuch 

der Forderungsbetreibung belegen. Die Modalitäten der Forderungsbetreibung gegenüber 

Verdächtigen/Beschuldigten ohne Wohnsitz oder Domizil in Italien werden aufgrund der 

Wirtschaftlichkeit des Verfahrens und im Hinblick auf die jüngste diesbezügliche 

Rechtsprechung des Kassationsgerichtshofs bewertet (13875/2010, 17021/2010, 

8111/2014).  
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Die im Folgenden angegebenen Beträge beziehen sich auf gewöhnliche Verfahren. Es wird jedoch 

vereinbart, dass der Richter bei komplexeren Fällen von den angeführten Beträgen abweichen und 

die bezüglich des abgehandelten Falles für angemessen erachteten Erhöhungen anwenden kann. So 

gelten beispielsweise das Vorhandensein einer Zivilpartei, umfangreiche Verteidigungstätigkeit 

(Vernehmung Gutachter, juristische Fragen besonderer Schwierigkeit, Vielzahl vernommener Zeugen, 

besondere Schwierigkeit des Verfahrens oder der Bereiche des besonderen Teils des Strafrechts) als 

Kriterien, die der Richter bewerten kann, um von den unten angegebenen Werten – die das 

Mindesthonorar darstellen, das auf jeden Fall gewährt werden muss - abzuweichen.  

In der Position „nachgewiesener Barauslagen“ werden beispielsweise die Spesen für die Kopie der 

Unterlagen, die im Faszikel der Staatsanwaltschaft enthalten sind, die Zustellungsspesen, die mit der 

Verteidigungstätigkeit verbundenen Spesen etc. angeführt.  

Der Verteidiger muss für jeden einzelnen Verfahrensabschnitt  (z.B.  Vorerhebungsphase, 

Vorverhandlungsphase, Revisionsphase, Verhandlungshase, Kassationsphase, Vollstreckungsphase) 

einen Liquidierungsantrag hinterlegen.  

Wenn gegen das Dekret, mit welchem die Liquidierung gewährt oder abgelehnt wird, Widerspruch 

eingelegt und der Widerspruch angenommen wird, werden auch die Verfahrensspesen liquidiert 

(Einheitsbeitrag, Einschreibegebühr, Registergebühr und verbundene Spesen).  

 

 Verfahren vor dem Einzelrichter mit direkter Ladung  

Als Beispiele werden einige der häufigsten Straftatbestände angeführt, für welche die jeweiligen 

Liquidierungsbeträge, entsprechend der Verfahrensart, einvernehmlich festgelegt werden:  

Straftaten nach Art. 186 StVO, 189 StVO, 337, 570, 582, 624, 624 bis, 610, 392, 393, 640, 648, 712, 

341 bis, 641, 635, 612 StGB, Waffen (geringfügige Tatbestände), Unterlassung von NISF-

Beitragszahlungen:  

bei Anwendung des Strafmaßes auf Antrag der Parteien (Art. 444 StPO): Euro 550,00+15% 

allgemeine Spesen, nachgewiesene Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt;  

bei GEWÖHNLICHER einfacher Verfahrensweise + VERKÜRZTES+VERKÜRZTES bedingtes: Euro 

900,00 + 15% allgemeine Spesen,  nachgewiesener Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt;  

bei Abschluss des VERFAHRENS mit PROBEZEIT: Euro 900,00+15% allgemeine Spesen,  

nachgewiesene Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt;  

bei Urteilsprechung vor Eröffnung der Hauptverhandlung, im Sinne von Art. 469 oder 129 StGB: 

Euro 550,00+ 15% allgemeine Spesen,  nachgewiesene Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt;  
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bei SCHNELLVERFAHREN: Haftprüfungsphase Euro 350,00+Verfahren wie oben.  

bei VOLLSTRECKUNGSVERFAHREN: von Euro 250,00 (z.B. Widerruf Bewährung ex lege) bis Euro 

600,00 zzgl. 15% allgemeine Spesen,  nachgewiesene Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt;  

Aussetzung des Verfahrens wegen Unauffindbarkeit des Beschuldigten: Euro 350,00 zzgl. 15% 

allgemeine Spesen,  nachgewiesene Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt;  

bei Fällen, die zur Prozesskostenhilfe zugelassen sind, werden die o.a. Beträge um 1/3 reduziert.  

 

 VERFAHREN VOR DEM RICHTERKOLLEGIUM  

Ordentliche Hauptverhandlung, einfaches oder bedingtes verkürztes Verfahren (nach Änderung 

der Anklage): Durchschnittswerte Tabelle laut Ministerialdekret 55/14, verringert um 40%: Euro 

1.890,00+15% allgemeine Spesen+nachgewiesene Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt.  

Anwendung des Strafmaßes nach Änderung der Anklage: Euro 1.100,00+15% der allgemeinen 

Spesen+nachgewiesene Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt.  

Überprüfung von personen- oder sachbezogenen vorbeugenden Maßnahmen: Euro 1.200,00+15% 

der allgemeinen Spesen+nachgewiesene Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt.  

Wenn der Verteidiger/der Verdächtige auf die Berufung verzichtet: Euro 350,00+ 15% der 

allgemeinen Spesen+nachgewiesene Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt.  

VOLLSTRECKUNGSVERFAHREN: von Euro 250,00 (einfache Fälle wie z.B. ex lege Widerruf der 

bedingten Strafaussetzung) bis Euro 600,00 zzgl. 15% der allgemeinen Spesen+nachgewiesene 

Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt.  

SCHNELLVERFAHREN: Haftprüfungsphase Euro 350,00+Verfahren wie oben  

SICHERUNGSMASSNAHMEN: Euro 500,00  zzgl. 15% der allgemeinen Spesen+nachgewiesene 

Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt.  

AUSSETZUNG DES VERFAHRENS WEGEN UNAUFFINDBARKEIT DES BESCHULDIGTEN: Euro 350,00 

zzgl.15% der allgemeinen Spesen+Barauslagen wenn nachgewiesen  

Bei Fällen, die zur Prozesskostenhilfe zugelassen sind, werden die o.a. Beträge um 1/3 reduziert.  

 

Richter für die Vorerhebungen- Richter für die Vorverhandlung  

Vorverhandlung Basis ohne besonderen Ritus: Euro 550,00 +  15% der allgemeinen 

Spesen+nachgewiesene Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt. (einfachere Fälle, bei denen 

lediglich die Einstellung des Verfahrens beantragt wird)  
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Vorverhandlung mit Diskussion oder Beweisaufnahme: Euro 900,00 +15% der allgemeinen 

Spesen+nachgewiesene Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt.  

Vorverhandlung mit verkürztem Verfahren oder bedingtem: Euro 1200,00+15% der allgemeinen 

Spesen+nachgewiesene Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt.  

Vorverhandlung mit Anwendung des Strafmaßes auf Antrag der Parteien: Euro 550,00+15% der 

allgemeinen Spesen+nachgewiesene Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt.  

Haftprüfung: Euro 350,00+15% der allgemeinen Spesen+nachgewiesene Barauslagen, 

Fürsorgebeitrag und MwSt.   

Beweissicherung: von Euro 400,00 (Erstellen einfacher Kopien von Datenträgern für die 

Verteidigung) bis Euro 1000,00 zzgl. 15% der allgemeinen Spesen+nachgewiesene Barauslagen, 

Fürsorgebeitrag und MwSt.  

Vollstreckungsverfahren: von Euro 250,00 (z.B. ex lege Widerruf der bedingen Strafaussetzung) bis 

Euro 600,00 zzgl. 15% der allgemeinen Spesen+nachgewiesene Barauslagen, Fürsorgebeitrag und 

MwSt.   

Aussetzung des Prozesses wegen Unauffindbarkeit des Beschuldigten Euro 350,00 zzgl. 15% der 

allgemeinen Spesen+Barauslagen wenn nachgewiesen 

Widerspruch gegen Archivierungsantrag: wenn der Verteidiger den Verdächtigen vertritt Euro 

400,00 zzgl.  15% der allgemeinen Spesen+nachgewiesene Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt.; 

wenn der Verteidiger die verletzte Person vertritt, die den Widerspruch einlegt Euro 350,00 zzgl. 15% 

der allgemeinen Spesen+nachgewiesene Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt.; 

Bei Fällen, die zur Prozesskostenhilfe zugelassen sind, werden die o.a. Beträge um 1/3 reduziert.  

 

KASSATIONSGERICHTSHOF:  

Überprüfung von personen- oder sachbezogenen vorbeugenden Maßnahmen: von Euro 800,00 bis 

1.600,00+15% der allgemeinen Spesen+nachgewiesene Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt. 

Vollstreckungsverfahren: von Euro 300,00 bis 900,00+15% der allgemeinen Spesen+nachgewiesene 

Barauslagen, Fürsorgebeitrag und MwSt. 

 

Die Unterzeichneten stimmen überein, dass das gegenständliche Protokoll aktualisiert wird, wenn 

Gesetzesänderungen eintreten oder sonstige Umstände die Anpassung erforderlich machen.  
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ANLAGE 1  

     LANDESGERICHT BOZEN  

ANTRAG AUF ZULASSUNG ZUR PROZESSKOSTENHILFE  

EX ART. 79 D.P.R. 115/02 - EINHEITSTEXT JUSTIZSPESEN 

Der unterzeichnete xy, geboren in xy am xy und wohnhaft in xx in der xx Straße, Steuernummer 

_____________________,  

BEANTRAGT  

mit Bezug auf das Strafverfahren Nr._______ R.G.N.R. Richter Dr._________, nächste Verhandlung 

____________________, Verdächtiger/Beschuldigter wegen der Straftat nach Art. XX  

zur Prozesskostenhilfe zugelassen zu werden.  

Zu diesem Zwecke erklärt er/sie, dass die Mitglieder seiner meldeamtlichen Familie diejenigen sind, 

die in der beiliegenden Selbsterklärung angeführt sind, welche integrierenden Bestandteil des 

gegenständlichen Antrags laut Art. 79 Buchst. b) D.P.R. 115/02 bildet. 

BESTÄTIGT  

dass die Bedingungen laut Art. 76 des D.P.R. 115/02 vorliegen  

ERKLÄRT  

im Sinne des Art. 46 Abs. 1 Buchst. o) des D.P.R. Nr. 445/2000  

WIRTSCHAFTLICHE VERHÄLTNISSE ANGEBEN; zum Beispiel: dass der Antragsteller, momentan 

arbeitslos, im Laufe des Jahres 2014 ein Einkommen von € 4.420,00 erzielt hat, wie aus der 

Einheitserklärung 2015 der Agentur der Einnahmen hervorgeht (und welche in Kopie hinterlegt 

wird); der Betrag wurde vom INAIL als Entschädigung in Folge eines Arbeitsunfalls bezahlt; der 

Antragsteller ist zu 60% invalide. Wie aus der meldeamtlich-beruflichen Erklärung vom 09.06.2015 

hervorgeht, welche in Kopie hinterlegt wird, ist Herr XX seit dem XX in die Arbeitslosenlisten 

eingetragen (qualifiziert als „Langzeitarbeitsloser“) und ist der Liste der geschützten Kategorien 

seit dem 18.04.2007 zugeordnet.  

BESTÄTIGT  

Über keinerlei Güter zu verfügen oder solche im Genuss zu haben und nicht Eigentümer von 

Immobilien zu sein. 

VERPFLICHTET SICH  

innerhalb von 30 Tagen ab Ablauf eines Jahres ab dem Datum der Hinterlegung des Antrags und bis 

zum Abschluss des Verfahrens, etwaige Änderungen des oben angeführten Einkommens mitzuteilen.  

Er/sie verpflichtet sich außerdem, die gegenständliche Dokumentation, falls erforderlich, in 

derjenigen Frist und Modalität zu ergänzen, die am zweckmäßigsten scheint, um die Annahme des 

gegenständlichen Antrags zu ermöglichen.  

ES WIRD BEIGELEGT  

ex Art. 76 Abs. 2 und 92 D.P.R. 115/2002 

Eigenerklärung ex Art. 46 Abs. 1 Buchstabe o) des D.P.R. 445/2000 des Betroffenen und der 

Mitglieder seiner Kernfamilie, bezüglich deren persönlichen Einkommens und der Verfügbarkeit – 
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des Genusses – von jeglichen Gütern; „Einheitserklärung 2015 der Agentur der Einnahmen“; 

Protokoll über die Visite vor dem Kollegium der Sanitätskommission der Autonomen Provinz Bozen 

vom 5.12.1986; „meldeamtlich-berufliches Formular“ der Abteilung Arbeit vom 09.06.2015. 

ERNENNT  

zum eigenen Vertrauensverteidiger RA Dr..............vom Gerichtsstand Bozen, mit Kanzlei in 

Bozen,_____________________________, und jegliches zuvor erteiltes Verteidigungsmandat zu 

widerrufen.  

Er/sie erklärt, ausschließlich mit Bezug auf das Verfahren hinsichtlich der Honorarliquidierung das 

Domizil in der Kanzlei des ernannten Verteidigers zu erwählen. Es wird darauf hingewiesen, dass die 

PEC-Adresse des Verteidigers folgende ist __________________@pec.it und dass dessen Faxnummer 

folgende ist:0471-____________ 

Bozen, den  

xx 

für die Beglaubigung der Unterschrift  

 

mailto:__________________@pec.it
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SELBSTERKLÄRUNG 

ex Art. 46 Abs. 1 Buchstabe o) D.P.R. 

ERKLÄRUNG DES BETROFFENEN UND DER MITGLIEDER  DES FAMILIENVERBANDS HINSICHTLICH 

IHRES PERSÖNLICHEN EINKOMMENS UND DER VERFÜGBARKEIT-DES GENUSSES – UND DES 

BESITZES VON  GÜTERN  

Der Unterzeichnete XX, geboren in XX am XX und wohnhaft in Bozen (BZ), XX, Steuernummer _____,  

ERKLÄRT  

mit Bezug auf das Strafverfahren Nr._______ R.G.N.R., 

dass der eigene Familienverband folgendermaßen zusammengesetzt ist:  

Name und Vorname Geburtsdatum und -

ort 

Verwandtschaftsgrad Steuernummer 

xx  Antragsteller  

  Tochter  

Der Unterzeichnete erteilt im Sinne des Art. 10 des Gesetzes vom 31.12.1996 Nr. 675 sein 

Einverständnis, dass seine Daten im Zusammenhang mit dem Verfahren auch mit informatischen 

Instrumenten verarbeitet werden dürfen. Die Daten dürfen zum Zwecke der Erfüllung gesetzlicher 

Pflichten an Dritte weitergegeben werden.  

Er/sie erklärt, dass der Familienverband insgesamt ein Einkommen von ____________erzielt hat und 

dass folgende Güter im Besitz/im Genuss der Familie // nicht im Besitz/im Genuss der Familie stehen: 

____ 

xx 

für die Beglaubigung der Unterschrift 
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Das gegenständliche Protokoll wird am 20.10.2015 in Bozen unterzeichnet.  

 

DER PRÄSIDENT DES LANDESGERICHTS BOZEN 

gez. Dr. Elsa Vesco 

 

DER STAATSANWALT 

gez. Dr. Guido Rispoli 

 

DER PRÄSIDENT DER STRAFSEKTION DES LANDESGERICHTS BOZEN 

gez. Carlo Busato 

 

DER KOORDINATOR DER ABTEILUNG DES RICHTERS FÜR DIE VORERHEBUNGEN 

gez. Dr. Walter Pelino 

 

DER PRÄSIDENT DES RECHTSANWALTSKAMMER BOZEN 

gez. RA Dr. Elohim Rudolph-Ramirez 

 

DER PRÄSIDENT DER KAMMER DER SÜDTIROLER STRAFVERTEIDGER  

gez. RA Dr. Paolo Fava 
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